Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1624 


Sachgebiet 92 


Vorblatt 


Fahrpersonalgesetz 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- imd Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 25. März 1969 
die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 über die Harmonisierung be- 
stimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr erlassen, die in 
bezug auf das Fahrpersonal im Güter- und Omnibusverkehr auf 
den Straßen Beschäftigungsbedingungen vorschreibt (Mindest- 
alter, Besetzung mit zwei Fahrern, Lenkzeiten, Lenkpausen, 
Ruhezeiten, Kontrollbuch usw.). Nach Artikel 18 dieser Verord- 
nung haben die Mitgliedsstaaten der EWG selbst diejenigen 
Vorschriften zu erlassen, die zur Durchführung, Überwachung 
und Ahndung von Zuwiderhandlungen notwendig sind. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht Geldbußen, Geldstrafen 
und Freiheitsstrafen bei Zuwiderhandlungen vor. Er enthält 
ferner — aus Gründen der Sicherheit des Straßenverkehrs — 
ein allgemeines Verbot von Akkordlöhnen, Fahrstrecken und 
Mengenprämien für Mitglieder des Fahrpersonals und Ermäch- 
tigungen für den Erlaß von Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsvorschriften. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hat die Vorlage einmütig verabschiedet. 


D. Kosten 

Es entstehen keine wesentlichen Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 

(FahrpersGSt) 

— Drucksache VI/1060 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haage (München) 


Der Gesetzentwurf in Drucksache W1060 wurde 
in der 64. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. September 1970 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen federführend und 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur Mit- 
beratung überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 10. Dezember 1970 ab- 
schließend behandelt. 

Die Vorlage steht in engem Zusammenhang mit 
der EWG- Verordnung Nr. 543/69 über die Harmoni- 
sierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr. Diese Verordnung enthält u. a. Vorschriften 
über die Zusammensetzung des Fahrpersonals im 
Güter- und Omnibusverkehr auf den Straßen sowie 
über die höchstzulässige Lenkzeit und die erforder- 
lichen Ruhezeiten, wobei Kontrollbücher geführt 
werden müssen. Durch das vorliegende Gesetz soll 
die Rechtsgrundlage geschaffen werden für die Ahn- 
dung von Zuwiderhandlungen gegen die EWG-Ver- 
ordnung, für die Überwachung sowie für den Erlaß 
der zur Durchführung notwendigen Vorschriften. 

Im Mittelpunkt der Erörterungen des Verkehrs- 
ausschusses stand der § 2 des Gesetzentwurfs über 
das Verbot von Akkordlöhnen und Fahrstrecken- 
prämien für Mitglieder des Fahrpersonals. Die Bun- 
desregierung befürchtet, daß wegen der Begrenzung 
der Lenkzeiten künftig die Vereinbarung von 
Akkordlöhnen für Lkw-Fahrer, die Gewährung von 


Kilometerprämien und die Entlohnung nach beför- 
derten Gütermengen an Bedeutung gewinnen könnte, 
was im Interesse der Verkehrssicherheit nicht wün- 
schenswert ist. Diese Befürchtung wird vom Ver- 
kehrsausschuß geteilt, der daher auch ein grundsätz- 
liches Verbot dieser Lohnformen bejaht. In Über- 
einstimmung mit dem mitberatenden Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung hat der Verkehrs ausschuß 
daher die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
des § 2 Abs. 1 gebilligt, die auch Umgehungsver- 
suche erschwert und die die Zustimmung der Bun- 
desregierung gefunden hat. Entsprechend der Zweck- 
bestimmung hat der Ausschuß jedoch durch einen 
Zusatz klargestellt, daß das Verbot von Leistungs- 
löhnen nur bei der Teilnahme am öffentlichen Stra- 
ßenverkehr gelten soll, nicht jedoch für Fahrten 
innerhalb geschlossener Großbaustellen, innerhalb 
deren die Berufsgenossenschaften für den Arbeits- 
schutz zu sorgen haben. Das Verbot soll ferner nur 
für solche Vergütungsarten gelten, die die Sicher- 
heit beeinträchtigen können; Prämien z. B. für unfall- 
freies Fahren oder für die Fahrzeugwartung sollen 
auch künftig statthaft sein. Auch insoweit ist der 
Verkehrsausschuß sachlich der Empfehlung des mit- 
beratenden Ausschusses für Arbeit und Sozialord- 
nung gefolgt. Um den Unternehmern und Gewerk- 
schaften ausreichend Zeit zu geben, die Entlohnungs- 
systeme umzustellen, ist das Inkrafttreten des § 2 
erst für den 1. Oktober 1971 vorgesehen. 
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Eine weitere Korrektur hat der Ausschuß im § 6 
vorgenommen. Die in Absatz 1 enthaltene hohe 
Strafandrohung soll nur gelten, wenn der Unter- 
nehmer vorsätzlich Vorschriften über Ruhezeiten 
usw. verletzt und außerdem eine Schädigung der Ge- 
sundheit oder der Arbeitskraft des Arbeitnehmers 
vorliegt. Eine Gefährung allein soll nicht ausreichen; 
der Begriff „Gefährung“ erscheint für die strafrecht- 
liche Sanktion zu unbestimmt. Ebenso wird für eine 
Bestrafung nach Absatz 2 eine fahrlässige Schädi- 
gung des Arbeitnehmers vorausgesetzt. 

Die übrigen Änderungen des Gesetzentwurfs 
gehen auf Empfehlungen des Bundesrates zurück, 
die die Zustimmung der Bundesregierung gefunden 
haben. Diese Änderungen sind im wesentlichen 
redaktioneller Art. 


Mit Stimmenmehrheit abgelehnt wurde der Vor- 
schlag des Bundesrates, durch Streichung des § 3 
Abs. 6 auch die Betriebe der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost der Überwachung der 
Gewerbeaufsiditsbehörden zu unterstellen. Die Aus- 
schußmehrheit war in Übereinstimmung mit dem 
Vertreter des Bundesministers für Verkehr der Auf- 
fassung, daß durch die ministerielle Verantwortung 
in Verbindung mit den vorgesehenen Prüfungs- 
pflichten, die den Dienststellen von Bundesbahn und 
Bundespost auferlegt werden, die Einhaltung der 
Vorschriften nach diesem Gesetz ausreichend ge- 
währleistet sei. Aus personellen und sachlichen 
Gründen erscheint die Einschaltung der Gewerbe- 
aufsichtsbehörden in einem Teilbereich von Bundes- 
bahn und Bundespost unzweckmäßig. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Haage (München) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache VI/1060 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Haage (München) 

Berichterstatter 


Dr. Apel 

Vorsitzender 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
(FahrpersGSt) 

mit den Beschlüssen 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
(FahrpersGSt) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Rechtsverordnungen 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
25. März 1969 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 77 vom 29. März 1969) Rechtsverord- 
nungen über 

1. die Organisation, das Verfahren und die Mittel 
der Überwachung der Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69, 

2. die Gestaltung und Behandlung der Beschäfti- 
gungsnachweise, 

3. Ausnahmen von den Mindestaltersgrenzen für 
Kraftfahrer, Beifahrer und Schaffner 

zu erlassen, soweit deren Erlaß der Bundesrepublik 
Deutschland in den Artikeln 5, 14 und 18 sowie im 
Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 anheim- 
gestellt oder auferlegt wird. 

§ 2 

Verbot von Akkordlöhnen und Fahrstrecken- 
prämien iür Mitglieder des Fahrpersonals 

(1) Kraftfahrer dürfen als Arbeitnehmer nicht un- 
mittelbar nach den zurückgelegten Fahrstrecken oder 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
(FahrpersGSt) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

Verbot bestimmter Akkordlöhne, Prämien 
und Zuschläge 

(1) Mitglieder des Fahrpersonals dürfen als Ar- 
beitnehmer nicht nach den zurückgelegten Fahr- 
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Entwurf 

der Menge der beförderten Güter entlohnt werden, 
auch nicht in Form von Prämien oder Zuschlägen. 


(2) Absatz 1 gilt auch für Mitglieder des Fahr- 
personals, auf die die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
nicht anzuwenden ist. 

§ 3 

Überwachung 

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der- Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 und der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
vom 22. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1307, 
1791) sowie dieses Gesetzes und der auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt 
den von der Landesregierung bestimmten Behörden 
(Aufsichtsbehörden) . 

(2) Unberührt bleibt die Zuständigkeit der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr nach § 5 Abs. 3 
dieses Gesetzes und nach § 54 Abs. 2 Nr. 3 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes. 

(3) Der Unternehmer und die Mitglieder des 
Fahrpersonals sind verpflichtet, der zuständigen Be- 
hörde innerhalb einer von ihr festzusetzenden Frist 

1. die Auskünfte, die zur Ausführung der in Ab- 
satz 1 genannten Vorschriften erforderlich sind, 
wahrheitsgemäß und vollständig zu erteilen, 

2. die Unterlagen, die sich auf diese Angaben be- 
ziehen oder aus denen die Lohn- oder Gehalts- 
zahlungen ersichtlich sind, zur Einsicht vorzu- 
legen. 

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die Aufsichtsbehörden dürfen Grundstücke, 
Betriebsanlagen, Geschäftsräume und Beförderungs- 
mittel der zu überwachenden Betriebe jederzeit be- 
treten, dort Prüfungen und Untersuchungen vorneh- 
men und die geschäftlichen Unterlagen der Aus- 
kunftspflichtigen einsehen. 


(6) Die Aufsicht über die Ausführung der Vor- 
schriften in den Betrieben der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost obliegt deren 
Dienststellen nach Bestimmungen der Fachminister. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

strecken oder der Menge der beförderten Güter ent- 
lohnt werden, auch nicht in Form von Prämien oder 
Zuschlägen für diese Fahrstrecken oder Güter- 
mengen. Ausgenommen sind Vergütungen, die nicht 
geeignet sind, die Sicherheit im Straßenverkehr zu 
beeinträchtigen. 

(2) unverändert 


§ 3 

Überwachung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Aufsichtsbehörden dürfen Grundstücke, 
Betriebsanlagen, Geschäftsräume und Beförderungs- 
mittel der zu überwachenden Betriebe jederzeit be- 
treten, dort Prüfungen und Untersuchungen vorneh- 
men und die geschäftlichen Unterlagen der Aus- 
kunftspflichtigen einsehen. Wohnräume dürfen nur 
zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung betreten werden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein- 
geschränkt. 

(6) unverändert 
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§ 4 

Allgemeine V erwaltungsvorschrif ten 

Der Bundesminister für Verkehr kann im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Durchführung 

1. der in § 1 genannten oder auf § 1 beruhenden 
Vorschriften, 

2. der Verordnung zur Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 

allgemeine Verwaltungs Vorschriften erlassen, insbe- 
sondere über die Erteilung einer Verwarnung (§§ 56, 
58 Abs, 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 5 und dar- 
über, in welchen Fällen eine solche Verwarnung 
nicht erteilt werden soll. 

§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unter Verstoß gegen eine Vorschrift 

a) über das Mindestalter der Mitglieder des 
Fahrpersonals und über die Anforderungen an 
die im Personenverkehr eingesetzten Fahrer 
in Artikel 5 oder 

b) über die tägliche oder die zusätzliche wöchent- 
liche Ruhezeit in den Artikeln 11 oder 12 

der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 Fahrpersonal 
beschäftigt oder als Mitglied des Fahrpersonals 
tätig wird, 

2. als Unternehmer oder als Fahrer gegen die Vor- 
schrift über die Begleitung oder die Ablösung 
durch einen anderen Fahrer in Artikel 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 verstößt, 

3. als Unternehmer oder als Fahrer gegen eine Vor- 
schrift über die Lenkzeiten in den Artikeln 1 bis 
9 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 verstößt, 

4. als Unternehmer oder als Mitglied des Fahrperso- 
nals gegen eine Vorschrift 

a) über das persönliche Kontrollbuch in Arti- 
kel 14 Abs. 1, 2, 5 oder 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69, in den Nummern 8 bis 14 
oder 16 bis 25 der Anweisungen für die Füh- 
rung des persönlichen Kontrollbuchs im An- 
hang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 oder 
in § 1, § 5 oder § 6 Abs. 2 der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69, 

b) über die Tageskontrollblätter in § 3 Abs. 1 
der Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69, 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 4 

unverändert 


§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. als Unternehmer oder als Fahrer gegen eine Vor- 
schrift über die Lenkzeiten oder Lenkzeitunter- 
brechungen in Abschnitt IV der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 verstößt, 

4. unverändert 
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c) über den Auszug aus dem Arbeitszeitplan 
oder den Abdruck des Linienfahrplans in Arti- 
kel 15 Abs. 5 der Verordnung (EWG) Nr, 
543/69 
verstößt, 

5. als Unternehmer gegen eine Vorschrift 

a) über das Verzeichnis der persönlichen Kon- 
trollbücher in Artikel 14 Abs, 7 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 oder in § 2 der Ver- 
ordnung zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69, 

b) über die Aushändigung der persönlichen Kon- 
trollbücher in Nummer 2 der Anweisungen für 
die Führung des persönlichen Kontrollbuchs 
im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 543/69, 

c) über die Aufbewahrung der persönlichen Kon- 
trollbücher in Artikel 14 Abs. 8 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69, 

d) über die Aufbewahrung der Tageskontroll- 
blätter in § 3 Abs. 2 der Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69, 

e) über den Linienfahrplan oder den Arbeits- 
zeitplan in Artikel 15 Abs. 1 bis 4 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 oder in § 3 Abs. 2 
der Verordnung zur Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 

verstößt, 

6. als Unternehmer entgegen § 2 Kraftfahrer unmit- 
telbar auf Grund der zurückgelegten Fahrstrek- 
ken oder der beförderten Gütermenge entlohnt, 

7. als Unternehmer oder als Mitglied des Fahr- 
personals der Auskunfts- oder Vorlagepflicht 
nach § 3 Abs. 3 nicht, nicht richtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht fristgemäß nachkommt, 

8. einer Rechtsverordnung nach § 1 zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, Nr. 3 und 
Nr. 6 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deut- 
sche Mark, in den anderen Fällen des Absatzes 1 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Wird ein Verstoß in einem Unternehmen be- 
gangen, das im Inland weder seinen Sitz noch eine 
geschäftliche Niederlassung hat, und hat auch der 
Betroffene im Inland keinen Wohnsitz, so ist Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr. 

§ 6 

Straftaten 

(1) Wer als Unternehmer eine der in § 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 und Nr. 3 bezeidineten 
Handlungen begeht und dadurch ein Mitglied des 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


5. unverändert 


6. als Unternehmer entgegen § 2 ein Mitglied des 
Fahrpersonals auf Grund der zurückgelegten 
Fahrstrecken oder der beförderten Gütermengen 
entlohnt, 

7. unverändert 


8. unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 6 

Straftaten 

(1) Wer als Unternehmer eine der in § 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 und Nr. 3 bezeichneten 
Handlungen begeht und dadurch ein Mitglied des 
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Entwurf 

Fahrpersonals in seiner Arbeitskraft oder Gesund- 
heit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr 
fahrlässig herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 7 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

§ 6 Abs. 1 Nr. 6 des Straßenverkehrsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Dezem- 
ber 1952 (Bimdesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert 
durch das Fahrlehrergesetz vom 25. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1336), erhält folgende Fassimg: 


„6. die tägliche und die wöchentliche Höchstzeit der 
Lenkung eines Lastkraftwagens, einer Zug- 
maschine oder eines Kraftomnibusses und die 
erforderlichen Ruhezeiten und Ruhepausen so- 
wie die entsprechenden Nachweise für alle Per- 
sonen einschließlich derjenigen, die ein solches 
Kraftfahrzeug nicht auf Grund eines Beschäfti- 
gungsverhältnisses führen;". 


§ 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Fahrpersonals in seiner Arbeitskraft oder Gesund- 
heit schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Schädi- 
gung fahrlässig herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 7 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das 

Kostenermäditigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), erhält folgende Fas- 
sung: 

1. § 6 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die tägliche und die wöchentliche Höchstzeit 
der Lenkung eines Lastkraftwagens, einer 
Zugmaschine oder eines Kraftomnibusses und 
die erforderlichen Ruhezeiten und Ruhepausen 
sowie die entsprechenden Nachweise für alle 
Personen einschließlich derjenigen, die ein 
solches Kraftfahrzeug nicht aufgrund eines 
Beschäftigungsverhältnisses führen ; " . 

2. In § 28 Nr. 1 werden nach dem Wort „enthalten" 
die Worte „oder auf dem Gesetz über das Fahr- 
personal im Straßenverkehr vom ... 1971 (Bun- 
desgesetzbl. IS....) beruhen" eingefügt. 

3. In § 28 Nr. 3 werden die Worte „dieses Gesetzes 
oder nach § 36 des Fahrlehrergesetzes" durch 
die Worte „dieses Gesetzes, nach § 36 des Fahr- 
lehrergesetzes oder nach § 5 des Gesetzes über 
das Fahrpersonal im Straßenverkehr" ersetzt. 

4. In § 30 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „nach die- 
sem Gesetz oder nach dem Fahrlehrer gesetz" 
durch die Worte „nach diesem Gesetz, nach dem 
Fahrlehrergesetz oder nach dem Gesetz über das 
Fahrpersonal im Straßenverkehr" ersetzt. 

5. In § 30 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „des 
Güterkraftverkehrsgesetzes oder" durch die 
Worte „des Güterkraftverkehrsgesetzes, des 
Gesetzes über das Fahrpersonal im Straßen- 
verkehr oder" ersetzt. 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung, 

§ 2 jedoch am 1. Oktober 1971 in Kraft. 
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